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Änderungen 

Gemeindeordnung der Einwohner-
gemeinde Aarau 

        

Die Einwohnergemeinde Aarau    

beschliesst:    

I.    

Der Erlass SRS 1.1-1 (Gemeindeordnung 
der Einwohnergemeinde Aarau vom 
23. Juni 1980) (Stand 1. August 2018) wird 
wie folgt geändert: 

   

§  10f 
E. Nachhaltiger Finanzhaushalt 

FDP 

Die Ergänzung der Gemeindeordnung 

nimmt die im Initiativbegehren formulier-

te Forderung «Zur Sicherung eines aus-

geglichenen Finanzhaushalts seien in der 

Gemeindeordnung entsprechende Regeln 

(Ausgaben- und Schuldenbremse) aufzu-

nehmen.» auf. In den Erläuterungen wird 

jedoch nur von Schulden- nicht aber auch 

von Ausgabenbremse gesprochen. Aus 

unserer Sicht muss denn auch die Aus-

gabenbremse in den Vordergrund ge-

rückt werden, da das Ausgabenverhalten 

beeinflusst werden muss.    

Wir begrüssen den Inhalt von §10f, da er 

die finanzpolitische Steuerung klar auf-

zeigt. Es ist sinnvoll, den Wortlaut in der 

Gemeindeordnung nicht zu einschrän-

 

Die Vorgaben sind so definiert, 

dass die Schuldenbremse An-

reiz gibt für einen nachhalti-

gen Finanzhaushalt. 
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kend zu halten und die Umsetzung sowie 

beispielsweise den Ausdruck «massvoll» 

im Reglement zu konkretisieren. Aus un-

serer Sicht soll das nachhaltige Führen 

des Finanzhaushalts keine politische 

Wertung erhalten. Dies muss das Ziel von 

allen Beteiligten in der Exekutive sowie in 

der Legislative sein. Die Konkretisierung 

in einem Reglement erachten wir als 

sinnvoll.   

 
SVP 

Wir begrüssen die Einführung einer 

Schuldenbremse für die Stadt Aarau. 

 

 

1 Die Stadt führt den Finanzhaushalt so, 
dass bei einer massvollen Steuerbelastung 
langfristig das Eigenkapital nicht sinkt und 
die Schuldenquote nicht ansteigt. 

Pro Aarau 

Definition "langfristig" fehlt 

 

 

 

SP 

Es stellt sich grundsätzlich die Frage, ob 

es sinnvoll, ist eine Schuldenbremse auf 

Stufe «Gemeinde» einzuführen. Die zur 

Mitwirkung ausgeschriebene Vorlage 

macht keine Aussage darüber, ob es 

Gemeinden ähnlicher Grösse gibt, bei 

denen eine Schuldenbremse eingeführt 

und über mehrere Jahre (auch finanziell 

schlechte Jahre) erprobt und erfolgreich 

geführt wurde. Es fehlt somit an Erfah-

rungswerten und Aarau soll hier nicht als 

Versuchskaninchen dienen. Ausserdem 

ist diese städtische Schuldenbremse rigi-

Mit den im Reglement definier-

ten Schwankungstöpfen erüb-

rigt sich die Definition der 

"Langfristigkeit". 

 

Es trifft zu, dass langfristige 

Erfahrungswerte von Schul-

denbremsen in vergleichbaren 

Gemeinden nicht verfügbar 

sind. Die Schuldenbremse ent-

faltet aber nur Wirkung, wenn 

sie über die kantonalen Vorga-

ben hinausgeht und auch für 

den Einwohnerrat eine gewisse 

Verbindlichkeit hat. Dabei ist 

das qualifizierte Mehr ein taug-

liches Mittel, die Schulden-

bremse nicht mit Einzelanlie-

gen zu unterlaufen, sondern 
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der als vergleichbare kantonale Vorlagen.  

Zudem schränkt eine Schuldenbremse, 

wie sie hier vorgeschlagen wird, die 

Kompetenz des Einwohnerrates (Budget-

gestaltung) und auch der Stimmbürge-

rinnen und Stimmbürger massiv ein. Das 

Budget und die davon abhängigen Inves-

titionen werden einem Automatismus 

unterworfen, der nicht auf konjunkturelle 

oder planerische äussere Gegebenheiten 

eingehen kann, und starr nach «Schema 

F» vorgeht. Die vorgeschlagene Ausnah-

meregelung mit einer Mehrheitsabstim-

mung ist untauglich, da sie leicht mit 

einer Eindrittelsmehrheit blockiert wer-

den kann – es drohen gefährliche Blo-

ckaden zu wichtigen Investitionen. Wir 

finden das jetzige System mit jährlicher 

Budgetdiskussion und Konsens ein gutes 

System, welches sich bewährt hat. 

 
 
 

Ausnahmen von einem breite-

ren Konsens abhängig zu ma-

chen. 

Die jährlichen Budgetdiskussi-

onen und die damit verbunde-

ne Konsensfindung braucht es 

auch mit einer Schuldenbrem-

se, da diese lediglich den 

Rahmen geben kann. 

2 Der Einwohnerrat konkretisiert in einem 
Reglement die Vorgaben und deren Um-
setzung und regelt darin die Folgen bei ei-
ner Verletzung der Vorgaben. 

Einzelperson 

Die Stadt Aarau braucht keine Schulden-

bremse. Die bisherige finanzielle Steue-

rung durch Stadtrat und Einwohnerrat 

beweist dies.  Die vorgeschlagene Schul-

denbremse schränkt die parlamentari-

sche Einflussnahme durch den Einwoh-

nerrat erheblich und unnötig ein.  Es war 

und bleibt die Pflicht für Stadtrat und 

Einwohnerrat, die Finanzen der Stadt 

nachhaltig gesund zu erhalten.  Korrek-

turmöglichkeiten sind im Rahmen der 

 

Einwohnerrat und Volk ent-

scheiden, ob sie sich bei ihren 

finanziellen Beschlüssen künf-

tig im Rahmen einer überge-

ordneten Regelung bewegen 

wollen oder nicht. Damit sind 

die demokratischen Rechte 

gewahrt. 
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Volkswahl der Würdenträger gegeben. 

 

Einzelperson 

Die Schuldenbremse führt langfristig zu 

einem Leistungsabbau und schränkt die 

demokratischen Rechte ein. Es sind keine 

Regulierungen enthalten wie die Leistun-

gen stabilisiert und priorisiert werden. Es 

ist eine einseitige Abbaumassnahme. Der 

Steuerfuss wird im Bezirksmittel regu-

liert. Dadurch werden die Einnahmen nur 

über Gebühren weiter ausgebaut werden 

können, was einem weiteren Leistungs-

abbau gleichkommt wie Streichungen im 

Budget beim Aufbrauch der Schwan-

kungsreserve. 

 
Einzelperson 

Leider fehlt der link zur referenzierten 

Reglementsgrundlage, darum ist nur eine 

vage Antwort möglich. 

 

II.    

Keine Fremdänderungen.         

III.    

Keine Fremdaufhebungen.         

IV.    

Die Änderung der Gemeindeordnung ge-
mäss § 10f wird nach deren Annahme 
durch die Stimmberechtigten und die Ge-
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nehmigung durch das zuständige kantonale 
Departement vom Stadtrat in Kraft gesetzt. 

Aarau, xx.xx.xxxx    

Im Namen des Einwohnerrates 
  
Der Präsident 
Matthias Keller 
  
Der Protokollführer 
Stefan Berner 

   

In der Urnenabstimmung vom xx.xx.xxxx 
von den Stimmberechtigten angenommen. 
Vom Departement Volkswirtschaft und In-
neres des Kantons Aargau am xx.xx.xxxx 
genehmigt. Vom Stadtrat auf 
den xx.xx.xxxx in Kraft gesetzt. 

        

 


